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Rechtsanwalt
Prof. Dr. Heiko Fuchs

von Kapellmann
und Partner

Urheber: Jochen Rolfes

Bau- und Architektenrecht. Der
Nutzungsausfall für ein verspätet
hergestelltes Wohnhaus kann mit
einem Abzug von 30% einer nach dem
Mietspiegel ermittelten fiktiven Miete
geschätzt werden.

OLG Karlsruhe, Urteil vom 3. Juni 2025,
Az. 19 U 144/24

Nutzungsentschädigung wird
mittels fiktiver Miete errechnet
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DER FALL

Die privaten Bauherren eines Einfamili-
enhauses machen gegen den Bauunter-
nehmer eine Nutzungsausfallentschädi-
gung wegen Verzugs mit der Fertigstel-
lung von 23 Monaten geltend. Für die
Wohnfläche von rund 369 qm mit beson-
ders luxuriösem Ausbaustandard und

dem Mittelwert des Mietspiegels von 9,40
Euro/qm ergebe sich eine Zahlungspflicht
von 79.695 Euro. Im Ort des Bauvorha-
bens, in den die Bauherren ihren Arbeits-
platz verlegt haben, verfügten sie und ihre
fünf Kinder im Verzugszeitraum nicht
über adäquaten Ersatzwohnraum.
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DIE FOLGEN

Das Berufungsgericht kürzt den geltend
gemachten Anspruch deutlich. Zunächst
habe der Unternehmer nur 12,8 Monate
Verzug zu vertreten, im Übrigen seien die
Bauherren für die Verzögerung verant-
wortlich. Der Höhe nach werde die Ent-
schädigung auf 28.073 Euro geschätzt. Es
komme zwar auf die tatsächlich verspätet
errichtete Wohnfläche an, die für eine sie-
benköpfige Familie weder Liebhaberei

noch Luxus darstelle und deshalb auch
nicht zu kürzen sei. Aufgrund der großen
Fläche sei aber der untere Wert des Miet-
spiegels anzusetzen. In Übereinstimmung
mit anderen Oberlandesgerichten werde
zudem ein Abzug für auf Gewinnerzielung
gerichtete und sonstige, eine erwerbswirt-
schaftliche Nutzung betreffende Wertfak-
toren auf 30% vorgenommen.
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WAS IST ZU TUN?

Nutzungsentschädigungen bei Verzug des
Bauunternehmers mit der Fertigstellung
von Wohngebäuden oder bei Mängeln,
die eineNutzung verhindern, sind schwie-
rig zu berechnen. Sie erfordern eine „fühl-
bare Beeinträchtigung“, weil kein gleich-
wertiger Wohnraum zur Verfügung steht.
Der Abzug von 30% von der fiktiven Miete
nach dem Mietspiegel wird inzwischen
von vielen Oberlandesgerichten vorge-
nommen. Auch private Bauherren sollten
besser Vertragsstrafen vereinbaren, die
unabhängig von einem nachzuweisenden
Schaden oder einer Beeinträchtigung zu
zahlen sind und so ihre Druck- und Aus-
gleichsfunktion erfüllen. Erforderlich sind
vertraglich bindende Termine und ein

Verschulden des Unternehmers, der sich
durch den Nachweis von Behinderungen
entlasten kann. Dies gilt ebenso für
gewerbliche Projektentwickler, die einen
Schaden wegen entgangener Miete oft-
mals nicht darlegen können. Denn maß-
geblich sind nicht die Bruttomieten, viel-
mehr müssen die Bewirtschaftungs- und
Betriebskosten sowie etwaiger anfallender
Erhaltungsaufwand in Abzug gebracht
werden. Der Zinsaufwand kann nicht in
voller Höhe zusätzlich verlangt werden.
Denn wenn rechtzeitig fertiggestellt wor-
den wäre, hätte auch die Ablösung der
Zwischenfinanzierung durch die Endfi-
nanzierung stattgefunden.
(redigiert von Brigitte Mallmann-Bansa)

Rechtsanwältin
Sabrina Greubel

von Hogan Lovells
Quelle: Hogan Lovells

Mietrecht. Ein Mieter haftet bei
Brandschäden am Mietobjekt,
wenn der Brand durch Aufladen
eines E-Bikes ausgelöst wird.

LG Lübeck, Urteil vom 26. Juli 2024,
Az. 5 O 26/23

Wer gegen die mietvertragliche
Obhutspflicht verstößt, der hafteet
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DER FALL

Der Mieter hatte eine Halle zum Betrieb
eines E-Bike-Handels von den Vermietern
übernommen und daher zwei E-Bikes in
die Halle eingebracht. Eines der
E-Bikes hatte der Mieter als Gebraucht-
ware erworben. Der Mieter schloss das
gebrauchte E-Bike zum Laden an ein
Ladekabel und dieses an die Steckdose an
und verließ noch während des laufenden

Ladevorgangs die Halle. Der Akku des
ladenden E-Bikes entzündete sich und es
kam dann zu einem Brand, bei dem unter
anderem beide E-Bikes zerstört und die
Halle beschädigt wurde. Die Vermieter
verklagten den Mieter auf Schadenersatz,
unter anderem für die Reparatur der
Halle, und bekamen Recht.
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DIE FOLGEN

NachAuffassungdesGerichts hat derMie-
ter dadurch, dass er das E-Bike zum Auf-
laden andie Steckdose angeschlossenund
im Anschluss die Halle verlassen hatte,
den Brand fahrlässig verursacht. Er ver-
stieß gegen seine mietvertragliche
Obhutspflicht, weil er den Ladevorgang
weiter hätte überwachen und das E-Bike
nach beendetem Ladevorgang wieder
vom Stromnehmenmüssen. Zwar gebe es

keine Pflicht, jeden Ladevorgang zu über-
wachen. Allerdings handelte es sich bei
demE-Bike nicht umNeuware, und eswar
dem Mieter vorliegend auch nicht
bekannt, ob das gebrauchte E-Bike bereits
Schäden am Akku oder der Akku-Hülle
aufwies. Daher sei jedenfalls der Ladevor-
gang, der zu demSchaden führte, zu über-
wachen gewesen.
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WAS IST ZU TUN?

Aus demMietvertrag ergeben sich für Ver-
mieter und Mieter nicht nur Hauptpflich-
ten wie die Gebrauchsgewährungspflicht
des Vermieters oder die Mietzahlungs-
pflicht des Mieters, sondern auch eine
Reihe an Nebenpflichten. Das sind bei-
spielsweise gegenseitige Schutz-, Obhuts-
und Rücksichtnahmepflichten, die im
Rahmen eines jeden Mietverhältnisses
einzuhalten sind. Diese Pflichten können
mietvertraglich in bestimmten Grenzen
konkretisiert und ausgeschlossen werden.
Ein vollumfänglicher, pauschaler Aus-
schluss ist insbesondere in Formularver-
trägen regelmäßig nicht möglich. Daher

lohnt es sich, vor Abschluss des Mietver-
trags auch die Vereinbarungen zur Haf-
tung (GrundundHöhederHaftung) sowie
Neben- und Sorgfaltspflichten wie etwa
zur Verkehrssicherungspflicht genau zu
prüfen und gegebenenfalls zu verhandeln.
Dabei spielen auch die Beweislast- und
Verjährungsregelungen eine nicht uner-
hebliche Rolle, da die Durchsetzung von
Ansprüchen in der Praxis auch gerne
daran scheitert, dass der anspruchsbe-
gründende Sachverhalt nicht beweisbar
ist oder Ansprüche schlicht zu spät gel-
tend gemacht werden.
(redigiert von Brigitte Mallmann-Bansa)

Steuerberater
Klaus Bührer
von Dornbach

Quelle: Dornbach

Steuerrecht. Die Tilgung eines Darlehens,
das der Ehegatte für eine Immobilie
aufgenommen hat, ist keine begünstigte
„wohnungswirtschaftliche Verwendung“ des
in einem Altersvorsorgevertrag
(„Riester-Rente“) gebildeten Kapitals.

BFH, Urteil vom 2. April 2025, Az. X R 6/22

Nur wer selbst Schuldner ist,
bekommt „Wohn-Riester“
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DER FALL

Die Klägerin erwarb mit ihrem Ehemann
im Jahr 1998 eine selbst genutzte Immobi-
lie zu jeweils hälftigem Miteigentum. Zur
Finanzierung des Grundstückserwerbs
hat der damals allein berufstätige Ehe-
mann ein Bankdarlehen aufgenommen.
Die Klägerin wurde nicht Schuldnerin des
Darlehens, hatte aber zur dessen Siche-
rung eine selbstschuldnerische Bürg-
schaft für ihren Ehemann übernommen.
Zudem war die Grundschuld zugunsten
der Bank auch auf ihrem Miteigentums-

anteil am Grundstück eingetragen. Im
Jahr 2020 beantragten die Ehegatten die
Entnahme von Kapital aus ihrem Alters-
vorsorgevertrag bei der Zentralen Zula-
genstelle für Altersvermögen (ZfA) zur
Sondertilgung des Darlehens. Die ZfA
lehnte den Antrag der Klägerin ab, da sie
nicht unmittelbare Darlehensschuldnerin
ist und damit die geforderte wohnungs-
wirtschaftliche Verwendung nicht gege-
ben sei. Einspruch und Klage beim
Finanzgericht blieben ohne Erfolg.
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DIE FOLGEN

Auchder BFHwies die Revision der Kläge-
rin zurück. Das in einem begünstigten
Altersvorsorgevertrag gebildete undgeför-
derte Kapital kann bis zum Beginn der
Auszahlungsphase entweder „unmittel-
bar“ für die Anschaffung oder Herstellung
einer Wohnung oder zur Tilgung eines zu
diesem Zweck aufgenommenen Darle-
hens verwendet werden. Mit der Möglich-
keit zur Darlehenstilgung wollte der
Gesetzgeber zur Entschuldung des Zula-
geberechtigten beitragen und aufgrund
des hiermit erworbenen Wohneigentums
das mietfreie Wohnen im Alter ermögli-

chen. Dies setzt aber die Tilgung eines
vomZulageberechtigten selbst aufgenom-
menen Darlehens voraus. Die Entschul-
dung eines Dritten (Ehemann) sei vom
Gesetzeszweck nicht gedeckt, so die Rich-
ter. Dass die Klägerin für das Darlehen
ihres Mannes gebürgt und auch eine
Grundschuld zur Sicherung des Darle-
hens auf ihren Miteigentumsanteil eintra-
gen ließ, ändert nach Auffassung des BFH
an dieser Beurteilung nichts, da das im
Gesetzeswortlaut geforderte Unmittelbar-
keitserfordernis nicht erfüllt werde.
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WAS IST ZU TUN?

Der BFH hat sich hier für eine enge Aus-
legung des Begriffs der unmittelbaren
„wohnungswirtschaftlichen Verwendung“
entschieden. Ehegatten werden bei der
sogenannten Wohn-Riester-Förderung
strikt getrennt behandelt. Es ist daher zwin-
gend notwendig, dass beim Erwerb einer
Immobilie die Ehegatten den Bankkredit

gemeinsam aufnehmen und somit beide
Darlehensschuldner werden. Eine Einbe-
ziehung eines Ehegatten über eine Bürg-
schaft oder die Mithaftung für den Bank-
kredit aufgrund einer eingetragenen
Grundschuld reicht nicht aus.
(redigiert von Brigitte Mallmann-Bansa)

Rechtsanwalt
Paul M. Kiss

von CBH Rechtsanwälte
Quelle: CBH

Maklerrecht. Ein Makler, der über seine
Kenntnisse täuscht, etwas Ungeprüftes
vorgibt oder wesentliche Informationen über
den Zustand des Objekts verschweigt,
verletzt seine Treuepflicht und riskiert
seinen Maklerlohn.

LG Oldenburg, Urteil vom 23. Mai 2025,
Az. 13 O 2561/24

Makler müssen sich das Wissen
der Kollegen zurechnen lassen
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DER FALL

Ein sowohl vom Eigentümer als auch von
einem Kaufinteressenten beauftragter
Makler ließ einen Mitarbeiter einen
Besichtigungstermin mit dem Interessen-
ten durchführen. Dabei erkundigte sich
Letzterer ausdrücklich nach Schimmel
oder Feuchtigkeit im Haus. Der Mitarbei-
ter des Maklers antwortete, ihm sei dies-
bezüglich nichts bekannt. Nachdem der
Interessent den Kaufvertrag abgeschlos-

sen hatte, erfuhr er, dass die vorherigen
Mieter des Hauses dem Makler vor dem
Besichtigungstermin berichtet hatten,
dass das Dach und die Fenster undicht
waren und deshalb Feuchtigkeit in den
Bungalow eindrang; hierdurch sei Schim-
mel verursacht worden. Hierauf verlangte
der Käufer vom Makler die gezahlte Mak-
lerprovision zurück.
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DIE FOLGEN

Die Klage auf Rückzahlung der Makler-
provision hatte Erfolg. Wenn ein Makler
unter vorsätzlicher oder grob leichtfertiger
Verletzungwesentlicher Vertragspflichten
den Interessen seines Auftraggebers in
wesentlicherWeise zuwidergehandelt hat,
verwirkt er seinen Lohnanspruch, da er
unwürdig für den Erhalt des Maklerlohns
erscheint. Das kann insbesondere der Fall
sein, wenn der Makler über seine eigenen
Kenntnisse täuscht oder etwas vorgibt,
was er nicht überprüft hat, oder den Kun-
den wissentlich wahrheitswidrig infor-
miert. § 654 BGB wird von der Rechtspre-
chung auf solche Fälle entsprechend
angewandt. Vorliegend wusste der Makler
um die Feuchtigkeitsproblematik vor dem

Besichtigungstermin, dennoch hat sein
Mitarbeiter dem Kaufinteressenten mit-
geteilt, ihm sei diesbezüglich nichts
bekannt. Der Makler hat ein Verschulden
seiner Mitarbeiter in gleichem Umfang zu
vertreten wie eigenes Verschulden. Die
falsche Auskunft stellt einen schwerwie-
genden Verstoß gegen die Vertragspflich-
ten des Maklers dar. Ob dem Käufer ein
Schaden hieraus entstanden ist, ist nicht
entscheidend, da die Verwirkung des
Anspruchs auf Maklerlohn Strafcharakter
hat. Sie soll den Makler im Interesse der
Wahrung seines Vergütungsanspruchs
gerade dazu bewegen, die ihm gegenüber
seinem Auftraggeber obliegende Treue-
pflicht einzuhalten.
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WAS IST ZU TUN?

DerMaklermuss Fragen zumZustand des
Objekts wahrheitsgemäß beantworten.
Wesentliche Informationen hat er zudem
ungefragt von sich aus zu offenbaren. Es
gilt, organisatorisch sicherzustellen, dass
demMakler die Informationen seiner Kol-
legen zum Objekt ebenfalls verfügbar

sind. Wichtig ist es darüber hinaus, die
dem Kunden zum Objekt erteilten Hin-
weise zu dokumentieren. Wesentliche
Punkte sollten, z.B. nach einem Besichti-
gungstermin, in einer E-Mail an den Kun-
den festgehalten werden.
(redigiert von Brigitte Mallmann-Bansa)
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